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22.10.2025, ND Der Tag; Sarah Yolanda Koss  

Gegenwehr von Jobcenter bis Werkbank 

Warum es im Interesse der Gewerkschaften liegt, sich gegen die »neue 

Grundsicherung« einzusetzen 

»Geplant ist ein Generalangriff auf den Sozialstaat«, schreibt das Bündnis »AufRecht 

bestehen« in einer Pressemitteilung. Gemeint ist die sogenannte »neue Grundsicherung«, die, 

wie Anfang Oktober von der Bundesregierung vorgestellt, das Bürgergeld ablösen soll. Bis zu 

zehn Prozent der ehemaligen Kosten, etwa fünf Milliarden Euro, könne der Staat laut 

Bundeskanzler Friedrich Merz (CDU), so einsparen. Einem Papier aus Regierungskreisen 



zufolge werde die Reform dagegen keine nennenswerten Einsparungen bringen, schreibt die 

»Zeit«. 

Erreichen will die Bundesregierung jene Einsparungen jedenfalls über Sanktionen. Ab einem 

verpassten Termin beim Jobcenter droht eine Kürzung der Geldleistung um 30 Prozent, ab 

vier verpassten Terminen sollen Personen in der Grundsicherung alle Leistungen gekürzt 

werden, inklusive Unterkunftskosten. Wenn Personen ein »zumutbares« Arbeitsangebot 

ablehnen, drohen »Totalsanktionen«, ihnen werden also alle Geldleistungen gekürzt. 

Außerdem plant die schwarz-rote Koalition, die Wohnkosten zu pauschalisieren und das 

Schonvermögen zu streichen, also jene Vermögenswerte, die bei der Beantragung von 

Bürgergeld nicht berücksichtigt werden. 

Sparen will die Bundesregierung auch dadurch, Geflüchteten aus der Ukraine anstelle des 

Bürgergelds Asylbewerberleistungen auszuzahlen. Diese sind niedriger als das Bürgergeld. 

Der Chef der Arbeitsagentur Nordrhein-Westfalens, Roland Schüßler, bemängelte das zuletzt 

gegenüber der »Rheinischen Post«: Die Maßnahme führe zu Mehrausgaben, weil dadurch die 

Arbeitsmarktintegration verzögert werde. Mit den Sanktionen beim Bürgergeld will SPD-

Arbeitsministerin Bärbel Bas an »die Grenzen dessen gehen, was verfassungsrechtlich 

zulässig ist«. Eine Anspielung auf einen Entscheid des Bundesverfassungsgerichts von 2019, 

wonach eine vollständige Streichung von Leistungen das Recht auf ein menschenwürdiges 

Existenzminimum verletzt. »AufRecht bestehen« wirft die Frage auf, ob die Maßnahmen 

nicht doch einen Verfassungsbruch darstellen. Laut einem kürzlich veröffentlichten Gutachten 

des Paritätischen Wohlfahrtsverbandes könnte bereits das Bürgergeld einem Entscheid des 

Bundesverfassungsgerichts widersprechen. »Statt der steigenden Armut entgegenzuwirken, 

will die Regierung Erwerbstätige mit durchschnittlichem oder niedrigem Einkommen gegen 

Erwerbslose, Rentner*innen und andere Menschen mit wenig Geld ausspielen und plant eine 

weitere Umverteilung von unten nach oben«, kritisiert »AufRecht bestehen«. 

 

Entgegen der kritisierten Ausspielungen fordert das Bündnis aus Erwerbsloseninitiativen und 

Gewerkschaften, wie der Arbeitskreis Arbeitslosigkeit der IG Metall oder der 

Sozialhilfeverein Tacheles, diese Woche bei mehreren Informationsveranstaltungen 

armutsfeste Löhne, Renten und Existenzsicherungsleistungen für alle. Außerdem mehr 

Qualifizierungen und Weiterbildungen, wie sie ursprünglich im Bürgergeld vorgesehen 

waren, und bezahlbaren Wohnraum. Finanziert werden soll der Ausbau des Sozialstaats über 

eine Wiedereinsetzung der Vermögen- und eine Reform der Erbschaftsteuer. 

Dass sich Gewerkschaften nun hinter Erwerbslose stellen, ist per se nicht verwunderlich, 

schließlich greift die Bundesregierung zum Beispiel mit dem Schonvermögen 

gewerkschaftliche Errungenschaften an. Zudem gibt es Familien im Bürgergeldbezug, deren 

unzureichende Löhne durch Sozialleistungen aufgefangen werden. 

»Es ist die Kernaufgabe von Gewerkschaften, die Arbeits- und Lebensbedingungen von 

Menschen gemeinsam mit ihnen zu verbessern«, so Philipp Singer, Erster Bevollmächtigter 

IG Metall Berlin, über das Bestreben von »AufRecht« auf »nd«-Anfrage. »Das schließt auch 

Menschen ein, die aktuell nicht in Arbeit sind, aber selbstverständlich Teil der Gesellschaft. 

Daher kämpfen wir auch mit ihnen dafür, dass die Grundsicherung als Abfederung für 

schwierige Lebenssituationen verbessert wird.« 



Die Nullrunden beim Bürgergeld wirken sich auch auf die Grundsicherung im Alter aus, 

erklärt Ulla Pingel vom Arbeitskreis Rentner*innen mit geringem Einkommen bei Verdi im 

Gespräch mit »nd«. Der Arbeitskreis fordert bereits länger eine Erhöhung um 200 Euro, weil 

das Existenzminimum nicht gewährleistet sei. 

»Wenn Sanktionen erhöht, Leistungen gestrichen werden und Erwerbslose gezwungen sind, 

jeglichen Job anzunehmen, steigt der Druck auf alle Löhne.« 

Rainer Timmermann Koordinierungsstelle gewerkschaftlicher Arbeitslosengruppen 

Das Hauptargument für Gewerkschaften ist aber: »Wenn Sanktionen erhöht, Leistungen 

gestrichen werden und Erwerbslose gezwungen sind, jeglichen Job anzunehmen, steigt der 

Druck auf alle Löhne«, so Rainer Timmermann von der Koordinierungsstelle 

gewerkschaftlicher Arbeitslosengruppen zu »nd«. Das passiert zum Nachteil der 

Verhandlungsbasis der Gewerkschaften, ergo aller Arbeiter*innen. Ebenso wenn 

Erwerbstätige fürchten müssen, bei einer Kündigung durch das soziale Netz zu fallen. 

»Deshalb fordern wir einen funktionierenden Sozialstaat und Teilhabe für alle am 

Arbeitsmarkt.« 

Die neuen Sanktionen werden kaum zu mehr Geld in der Staatskasse führen –und auch nicht 

zu mehr Beschäftigung. Das ist gar nicht unbedingt das Ziel der Reform. Denn 

Arbeitslosigkeit ist – neben einem Druckmittel auf Gewerkschaften – auch ein 

wirtschaftspolitisches Instrument. Könnten Arbeiter*innen bei Vollbeschäftigung höhere 

Löhne fordern, würden Unternehmen mit höheren Preisen reagieren und eine Lohn-Preis-

Spirale nach sich ziehen. Dadurch käme es zu einer hohen Inflation. 

Dass die Bundesregierung ein Interesse daran hat, Arbeitslosigkeit zu erhalten, zeigt sich 

exemplarisch an der »lohnstabilisierenden Arbeitslosenquote« die jedes Jahr im 

Bundesfinanzministerium berechnet wird. Der Zielwert lag 2024 bei 2,8 Prozent. Der Diskurs 

um angeblich arbeitsunwillige Bürgergeld-Beziehende verfälscht also die Realität und dient 

vor allem der Spaltung, wie sie das Bündnis »AufRecht bestehen« kritisiert. 

TAZ 22.10.25, Peter Nowak 

Geplante Verschärfungen beim Bürgergeld Ein Hauch von 

Gegenwehr  

Erwerbslosengruppen haben eine Aktionswoche gegen die schwarz-roten Pläne gestartet. 

Danach wollen sie beraten, wie der Widerstand breiter werden kann.  

 

Die geplanten Verschärfungen beim Bürgergeld sorgen für erste Proteste. Gewerkschaftliche 

Erwerbslosengruppen und Beratungsstellen aus ganz Deutschland haben unter dem Motto 

„Herbst der Gegenwehr“ zu einer Aktionswoche aufgerufen, die am Montag begonnen hat. 

Im Aufruf heißt es, dass es der Bundesregierung um einen Angriff auf den Sozialstaat gehe. 

„Das Bürgergeld steht im Fokus einer absurden Diskussion um eine angebliche Explosion der 

Sozialausgaben, die ‚wir‘ uns nicht mehr leisten können“, schreiben die Gruppen. Es werden 

https://taz.de/Verschaerfungen-beim-Buergergeld/!6118763/


Vertreter*innen aus Politik und Wirtschaft zitiert, die über Jahre erkämpfte sozialstaatliche 

Rechte generell infrage stellten. 

„Es geht bei der Aktionswoche darum, Bürgergeldempfänger*innen über ihre Rechte zu 

informieren. Genauso wichtig ist es aber, die Gesellschaft zu informieren, dass es sich hier um 

Angriffe auf den Sozialstaat und auch auf die Löhne handelt“, sagte Heike Wagner, 

Fachreferentin der Koordinierungsstelle gewerkschaftlicher Arbeitslosengruppen (KOS), der 

taz. Der Widerstand gegen die Sanktionierung von Bürgergeldbezieher*innen, von denen 

viele nicht erwerbslos seien, und der Widerstand gegen Sozialkürzungen gehöre zusammen. 

Beides dürfe sich nicht spalten lassen, betonte Wagner. 

Die KOS gehört neben weiteren gewerkschaftlichen Erwerbslosengruppen zu den Träger*in-

nen der Aktionswoche. Sie kooperieren dabei mit örtlichen Erwerbslosengruppen und 

Beratungsstellen wie Tacheles e.V aus Wuppertal, der Arbeitslosenselbsthilfe Oldenburg 

(ALSO), der Erwerbsloseninitiative Basta! aus Berlin und der Bundesarbeitsgemeinschaft 

Prekäre Lebenslagen. 

Im Rahmen der Aktionswoche werden deutschlandweit unterschiedliche Aktionen 

durchgeführt. Die Palette reicht von Fachtagungen zum Thema Armut bis zu Infoständen vor 

Jobcentern, am Donnerstagnachmittag zum Beispiel in Berlin-Wedding. Dort sollen auch 

Flyer verteilt werden, in denen über die Rechte im Jobcenter informiert wird. 

Der langjährige Erwerbslosenaktivist und Sozialwissenschaftler Harald Rein nennt die 

Aktionswoche einen „ersten Versuch, wenigstens etwas Widerstand gegen die angekündigte 

‚neue Grundsicherung‘ zu initiieren“. Im November wollen Erwerbslosengruppen darüber 

beraten, ob, wie und in welchen Zusammenhängen ein breiterer Widerstand gegen die 

Angriffe auf das Bürgergeld entwickelt werden kann. 

 

 

 

Stuttgart: 

10.10. bis 17.10. 

 

• Wir ver.di-Erwerbslose aus dem Bezirk Stuttgart haben uns im Rahmen der Armutswoche 

vom 10.10. bis 17.10.25 – auch als vorgezogene Beiteiligung zur Aktionswoche AufRecht bestehen - 

mit zwei Aktionen beteiligt. So waren wir am 10.10.25 mit unseren selbst gefertigten Plakaten 

beim Stuttgarter Landtag zur Landespressekonferenz und haben Flyer verteilt. Die Flyer wurden in 

Zusammenarbeit mit dem ver.di-Ak Frieden erstellt. Uns war wichtig den Zusammenhang zu 

Aufrüstung und Abbau des Sozialstaats aufzuzeigen. Leider sind wir sehr schnell von der Polizei 

gestoppt worden und haben uns dann auf den Rückweg zum Gewerkschaftshaus gemacht. Dabei 

wurden wir auf einer Strecke von ca. 2 km insgesamt 5 mal von der Polizeit gestoppt und unsere 

Personalien wurden aufgenommen.Zudem hat sich kaum eine/r für unsere Aktion interessiert und 

unser Flyer wurde nur von sehr wenigen entgegengenommen. 

https://taz.de/Reform-des-Buergergelds/!6121395/


• Eine weitere Aktion mit den gleichen Materialen im Vorort Bad Cannstatt verlief deutlich 

erfreulicher. Wir bekamen viele positive Rückmeldungen. Viele sind der Meinung, dass es 

unbedingt einen großen Wiederstand geben muss gegen das Aufrüsten den Abbau im sozialen 

Bereich., was nur wieder mehr Menschen in die Armut treibt. Warten wir mal ab ob es ein Herbst 

der wirksamen Gegenwehr gibt?! Zudem war dieses Mal weit und breit keine Polizei in Sicht!! 

 

 

 

 

 

 



 

 

 



 

 

 

 

 

 



 

 

 

 

 

 

Villingen-Schwenningen 

15.10. 

In der Aktionswoche 2025 „Armut bedroht alle“, setzt der DGB Südbaden mit seinen 
Quellgewerkschaften ein Zeichen für soziale Gerechtigkeit und demokratische Werte. 

Wir verbinden unsere Aktion auch mit der dezentralen bundesweiten Aktionswoche „Herbst der 
Gegenwehr“. Deshalb haben wir am Mittwoch, 15.10.2025, von 09 – 12 Uhr einen Stand mit 
verschiedenen Materialien zum Thema um mit den Bürgern ins Gespräch zu kommen aufgebaut. 
 

Der Stand befand sich in Villingen-Schwenningen (Baden-Württemberg) im Stadtbezirk Muslen vor 

dem City-Rondell. Der Stand war gut besucht und wir konnten mit Bürgern über soziale Themen ins 

Gespräch kommen und ihre Ängste und Nöte aufnehmen. 



 

 

 

 

 



 

 

 

 



Wedel: 

20.10. Verteilung von Flugblättern auf dem Wedeler Rathausplatz 

 

 



 

 

 

 

 



 

 

 

 

 

 

 

 

Wolfsburg: 

20.10. -24.10. Briefkastenaktion des IG Metall Arbeitskreises „Arbeitslos - Nicht Wehrlos (ANW) 

24.10.  Infopavillion des ANW auf der Porschestraße 

 

 



 

Karlsruhe: 

21.10. Veranstaltung zum aktuellen Stand im SGB II in den Räumen der ver.di 

Bezirksgeschäftsstelle Mittelbaden-Nordschwarzwald unter Beteiligung des 

Landeserwerbslosenausschusses sowie der ver.di Bezirke Mittelbaden-Nordschwarzwald und 

Südbaden-Schwarzwald 

 

 

 

 

 

Berlin (1): 

21.10. Veranstaltung des AK Rentner*innen mit geringem Einkommen bei ver.di 

„Wir wollen uns über kostengünstige Angebote austauschen und über die Erhöhung der Kosten für das 
Sozialticket, dazu wird es Inputs geben. 

Auch Grundsicherungsbezieher*innen im Alter und bei Erwerbsminderung sind von der Nullrunde 
beim Bürgergeld betroffen. Sie geraten insbesondere durch medizinische Ausgaben in existentielle 
Not, finden aber kaum Beachtung in der öffentlichen Debatte.“ 
 



 
 
Dortmund: 
 
21.10. 

 

 

 

 

 

Reinheim: 

22.10. Flugblatt-Aktion von REGE und Soziale Hilfe Reinheim 

 

 



Darmstädter Echo, 25.10.: 

 

 

 

 

 

 

Bremerhaven: 

22.10. Infostand der IG Metall in der Innenstadt 

 

 



Kaiserslautern: 

22.10. Veranstaltung zu Militarisierung und Sozialabbau des Sozialforums Kaiserslautern und der 

Gruppe „Frauen wagen Frieden“ 

 

 

 

 

Berlin (2): 

23.10. Infostand vor dem Jobcenter Wedding des AK Arbeitslosigkeit der IG Metall 

Berlin und der KOS 

 

 

 

 

 



 

 

 

Gießen: 

23.10. Öffentliche Präsentation eines Spiels zum Thema Sozialabbau und Gegenwehr 

Entwickelt wurde das Spiel im Rahmen eines Kulturseminars für Erwerbslose. Träger waren die 

hessischen Landeskirchen, Aktive aus verschiedenen Erwerbsloseninitiativen, u.a. ALI Gießen, WALI 

Wetzlar und Kompass. 

 

 

 

Bonn: 

24.10. Kundgebung am Remigiusplatz 

Trotz teilweise heftiger Sturmböen Aktion der Gewerkschaftlichen Arbeitslosen- und 

Sozialhilfegruppe gegen den Sozialstaatsabbau von Merz, Linnemann, Söder und Co am 

Remigiusplatz durchgeführt. Mit einigen Kundgebungsbeiträgen und Flugblättern konnten wir 

die Bnner*innen u.a. über vorsätzliche Falschinformationen und über die Realität der 

Situation des Sozialstaats genauso aufklären, wie über die Folgen der geplanten Kürzungen. 

Diese treffen nicht nur die derzeit deutlich steigende Zahl von Erwerbslosen, sondern die 

wachsende Zahl von insbesondere armen Frauen, Pflegebedürftigen sowie Kinder und 

Familien, die es immer schwerer haben, über den Monat zu kommen. Andererseits leisten die 

Vermögenden kaum einen Beitrag zur Finanzierung des Staates. Die Gerechtigkeitslücke wird 

also größer. 



 

 

 

 

 

 

 



Wuppertal: 

31.10. Protestaktion von Tacheles e.V. in Wuppertal-Barmen 

 

 

 

 

Protestaktion am 31. Oktober in Wuppertal  

 

Armut – das kann auch dich treffen! 

Solidarität statt Ausgrenzung! 

Seit zwei Jahren läuft eine gezielte Hetzkampagne gegen Menschen, die von Armut betroffen sind 

und Unterstützung vom Jobcenter erhalten. Sie werden als faul abgestempelt, unter Generalverdacht 

gestellt, öffentlich erniedrigt. 

All das war kein Zufall – es war die Vorbereitung auf die jetzt drohenden sozialen Verschärfungen. 

Warum? 

Damit die Regierenden so tun können, als hätten sie alles im Griff. 

Als gäbe es keine Probleme mit bezahlbarem Wohnraum, keine marode Infrastruktur, keinen 

Fachkräftemangel, kein schwaches Wirtschaftswachstum, keine eskalierende Klimakatastrophe. 

Als wäre das alles kein Thema – während gleichzeitig Korruption, Maskendeals und Vetternwirtschaft 

verschwiegen und höhere Steuern für Reiche nicht zum Thema werden. 

Diese populistische Kampagne gegen Armutsbetroffene ist nichts anderes als ein Angriff auf uns alle. 

Sie soll Druck machen – damit Menschen jede Arbeit annehmen, egal wie schlecht bezahlt, egal wie 

unsicher. 

Damit der Niedriglohnsektor weiterwachsen kann und die Profite für die sprudeln, die sowieso schon 

mehr als genug haben. 

Wir sagen: Schluss damit! 

Wir wollen reden. Mit euch! 



Über die geplanten Kürzungen beim Bürgergeld, über das Leben mit Armut – und darüber, wen es 

trifft, wenn der Sozialstaat weiter abgebaut wird, nämlich uns alle! 

Kommt mit uns auf die Straße! 

Für Würde. Für Gerechtigkeit. Für Solidarität. 

Wann: 31.10.2025., 11:00 bis 13:00 Uhr 

Wo: Fußgängerzone am Alter Markt in Wuppertal-Barmen. 

 

 

 

Oldenburg: 

03.11. 

 

 



 

 

Landkreis Elbe-Elster: 

Vorbereitung der Aktionswoche mit Schwerpunkt Wohnen u. Bürgergeld durch Aktive aus 

ver.di und Linkspartei. Im Rahmen dessen Sensibilisierung für die Problematik, 

gewerkschaftliche Beratung Betroffener und gerichtliche Klärung. Gründung eines 

regionalen „Netzwerks der Bürgermeister“, um Probleme schnell und effektiv zu lösen. 

  Lausitzer Rundschau, 24.10.25 



 

 

 

Lausitzer Rundschau, 16.10.25 


